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24. Januar 2023

Rundschreiben Nr. 04/2023 

An alle 
Kreditinstitute 

1. Finanzsanktionen gegenüber Somalia
Verordnung (EU) 2023/154 des Rates vom 23. Januar 2023

2. Finanzsanktionen aufgrund der Lage in Somalia
Verordnung (EU) 2023/155 des Rates vom 23. Januar 2023

3. Finanzsanktionen gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen 
angesichts der Lage in Tunesien
Durchführungsverordnung (EU) 2023/156 des Rates vom 23. Januar 2023

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unterrichten: 

1. Der Rat der Europäischen Union hat mit Verordnung (EU) 2023/1541 (Anlage 1) Artikel 2a
der  Verordnung (EG) Nr. 147/20032 (Sanktionsregime Somalia) gestrichen und damit die
Genehmigungsmöglichkeiten hinsichtlich der Bereitstellung von Finanzmitteln und finanziel-
ler Hilfe im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten aufgehoben. Ferner wurden in

________________ 
1 Verordnung (EU) 2023/154 des Rates vom 23. Januar 2023 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 147/2003 über 

bestimmte restriktive Maßnahmen gegenüber Somalia 
2 Verordnung (EG) Nr. 147/2003 des Rates vom 27. Januar 2003 über bestimmte restriktive Maßnahmen gegenüber 

Somalia 

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank zu Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr. 03/2023 
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Artikel 3 der vorgenannten Verordnung die Regelungen zu den Ausnahmen betreffend das 
grundsätzliche Verbot der Bereitstellung von Finanzmitteln und finanzieller Hilfe im Zusam-
menhang mit militärischen Aktivitäten geändert. 

 
2. Zudem hat der Rat der Europäischen Union mit Verordnung (EU) 2023/1553 (Anlage 2) 

Artikel 2 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 356/20104 (Sanktionsregime Somalia) neu  
gefasst und damit die Benennungskriterien für die Bestimmung von Personen und  
Organisationen, gegen die restriktive Maßnahmen verhängt werden, erweitert. 

 
3. Darüber hinaus hat der Rat der Europäischen Union mit Durchführungsverordnung (EU) 

2023/1565 (Anlage 3) in der Liste der Personen und Organisationen in Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 101/20116 (Sanktionsregime Tunesien) die Begründungen bzw. 
Angaben zur Identifizierung für neun Personen geändert. 

 
Mit diesem Rundschreiben ist keine Abfrage gesperrter Vermögenswerte verbunden. Eine 
Rückmeldung ist daher nicht erforderlich. Die Verpflichtungen aus Art. 9 Abs. 1 der Verord-
nung (EU) Nr. 356/2010 sowie Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 101/2011 bleiben unbe-
rührt. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt: 
 
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Ernst 
 
 
Anlagen 

________________ 
3 Verordnung (EU) 2023/155 des Rates vom 23. Januar 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 über 

die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte natürliche oder juristische  
Personen, Organisationen oder Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia 

4 Verordnung (EU) Nr. 356/2010 des Rates vom 26. April 2010 über die Anwendung bestimmter spezifischer restrik-
tiver Maßnahmen gegen bestimmte natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen  
aufgrund der Lage in Somalia 

5 Durchführungsverordnung (EU) 2023/156 des Rates vom 23. Januar 2023 zur Durchführung der Verordnung (EU) 
Nr. 101/2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen  
angesichts der Lage in Tunesien 

6 Verordnung (EU) Nr. 101/2011 des Rates vom 4. Februar 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte  
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Tunesien 

https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes


II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2023/154 DES RATES 

vom 23. Januar 2023

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 147/2003 über bestimmte restriktive Maßnahmen gegenüber 
Somalia 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestützt auf den Beschluss 2010/231/GASP des Rates vom 26. April 2010 über restriktive Maßnahmen gegenüber Somalia 
und zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2009/138/GASP (1),

auf gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 147/2003 des Rates (2) wird die Bereitstellung von Finanzmitteln, finanzieller Hilfe 
und technischer Hilfe im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten und den in der Gemeinsamen Militärgü
terliste der Europäischen Union aufgeführten Gütern und Technologien an Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen in Somalia beschränkt.

(2) Am 17. November 2022 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN) die Resolution 2662 (2022) 
angenommen. Mit dieser Resolution werden insbesondere die Ausnahmen vom Waffenembargo und vom Verbot 
der damit verbundenen Bereitstellung von Finanzmitteln, finanzieller Hilfe und technischer Hilfe für bestimmte 
Empfänger in Somalia ausgeweitet.

(3) Am 23. Januar 2023 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2023/160 (3) angenommen, mit dem der Beschluss 
2010/231/GASP im Einklang mit der Resolution 2662 (2022) des VN-Sicherheitsrats geändert wird.

(4) Da einige dieser Änderungen in den Geltungsbereich des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
fallen, ist für ihre Umsetzung eine Regelung auf Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche 
Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mitgliedstaaten sicherzustellen.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 147/2003 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 147/2003 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2a wird gestrichen.

(1) ABl. L 105 vom 27.4.2010, S. 17.
(2) Verordnung (EG) Nr. 147/2003 des Rates vom 27. Januar 2003 über bestimmte restriktive Maßnahmen gegenüber Somalia (ABl. L 24 

vom 29.1.2003, S. 2).
(3) Beschluss (GASP) 2023/160 des Rates vom 23. Januar 2023 zur Änderung des Beschlusses 2010/231/GASP über restriktive 

Maßnahmen gegen Somalia (siehe Seite 22 dieses Amtsblatts).
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2. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3

(1) Artikel 1 gilt nicht für die Bereitstellung von Finanzmitteln, finanzieller Hilfe oder technischer Hilfe im 
Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten und den in der Gemeinsamen Militärgüterliste der Europäischen Union 
aufgeführten Gütern und Technologien, die ausschließlich für Folgendes bestimmt sind:

a) Unterstützung von oder Nutzung durch Personal der Vereinten Nationen, einschließlich der Hilfsmission der 
Vereinten Nationen in Somalia (UNSOM),

b) Unterstützung der oder Nutzung durch die Übergangsmission der Afrikanischen Union in Somalia (ATMIS) und 
ihre(r) strategischen Partner, die ausschließlich nach dem letztgültigen strategischen Einsatzkonzept der 
Afrikanischen Union und in Zusammenarbeit und Abstimmung mit der ATMIS tätig werden,

c) Unterstützung der oder Nutzung durch die nachstehenden Akteure: Ausbildungs- und Unterstützungsmaßnahmen 
der Europäischen Union, Türkei, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Vereinigte Staaten von 
Amerika sowie alle sonstigen Kräfte von Staaten, die für die Zwecke der Resolution 2662 (2022) des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen entweder im Rahmen des Übergangsplans für Somalia tätig sind oder ein Abkommen über 
die Rechtsstellung der Truppen oder eine Vereinbarung mit der Bundesregierung Somalias geschlossen haben, mit 
der Maßgabe, dass sie den Sanktionsausschuss über den Abschluss solcher Abkommen benachrichtigen,

d) Aufbau der somalischen Sicherheits- und Polizeiinstitutionen auf lokaler und nationaler Ebene zur Gewährleistung 
der Sicherheit der somalischen Bevölkerung.

(2) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe d unterliegt die Bereitstellung von Finanzmitteln, finanzieller Hilfe oder 
technischer Hilfe im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten zum Aufbau der somalischen Sicherheits- und 
Polizeiinstitutionen der Bedingung,

a) dass der Sanktionsausschuss in Bezug auf die in Anhang IV aufgeführten Güter und Technologien innerhalb von fünf 
Arbeitstagen, nachdem er eine Benachrichtigung von Somalia oder einem Hilfe leistenden Mitgliedstaat oder der 
Hilfe leistenden internationalen, regionalen oder subregionalen Organisation erhalten hat, keine ablehnende 
Entscheidung getroffen hat,

b) dass der Sanktionsausschuss in Bezug auf die in Anhang V aufgeführten Güter und Technologien zu 
Informationszwecken mindestens fünf Arbeitstage im Voraus von Somalia, den Hilfe leistenden Mitgliedstaaten oder 
der Hilfe leistenden internationalen, regionalen oder subregionalen Organisation benachrichtigt wird.

(3) Benachrichtigungen durch die Europäische Union oder Mitgliedstaaten nach Absatz 2 Buchstaben a und b dieses 
Artikels müssen Folgendes enthalten:

a) genaue Angaben zum Hersteller und zum Lieferanten der Waffen und des militärischen Geräts, einschließlich der 
Seriennummern,

b) eine Beschreibung der Waffen und der Munition, einschließlich des Typs, des Kalibers und der Menge,

c) den vorgesehenen Liefertermin und -ort sowie

d) alle sachdienlichen Informationen darüber, für welche Einheit die Lieferung bestimmt ist oder wo diese gelagert 
werden soll.

(4) Die Europäische Union oder der liefernde Mitgliedstaat, die bzw. der die Hilfe in Form von Finanzmitteln, 
finanzieller Hilfe oder technischer Hilfe im Zusammenhang mit den in der Gemeinsamen Militärgüterliste der 
Europäischen Union aufgeführten Gütern und Technologien leistet, legt dem Sanktionsausschuss spätestens 30 Tage 
nach der Lieferung von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial jeder Art eine Benachrichtigung nach erfolgter 
Lieferung in Form einer schriftlichen Bestätigung des Abschlusses jeder Lieferung vor, die die Seriennummern der 
gelieferten Rüstungsgüter und des sonstigen gelieferten Wehrmaterials, Lieferinformationen, Konnossemente, 
Ladungsverzeichnisse oder Versandlisten sowie den genauen Lagerort enthält.

(5) Artikel 1 findet keine Anwendung auf

a) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von Schutzkleidung, einschließlich Körperschutzwesten 
und Militärhelmen, die von Personal der Vereinten Nationen, Medienvertretern, humanitären Helfern und 
Entwicklungshelfern sowie beigeordnetem Personal ausschließlich zum persönlichen Gebrauch vorübergehend nach 
Somalia ausgeführt wird,
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b) den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von nichtletalem militärischem Gerät, das ausschließlich 
für humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt ist, durch Mitgliedstaaten oder internationale, regionale oder 
subregionale Organisationen.“

3. Der in Anhang I der vorliegenden Verordnung enthaltene Anhang IV wird angefügt.

4. Der in Anhang II der vorliegenden Verordnung enthaltene Anhang V wird angefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 23. Januar 2023.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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ANHANG I 

Folgender Anhang wird angefügt:

„ANHANG IV

LISTE DER UNTER ARTIKEL 3 ABSATZ 2 BUCHSTABE a FALLENDEN GEGENSTÄNDE 

1. Boden-Luft-Flugkörper, einschließlich tragbarer Flugabwehrsysteme;

2. Waffen mit einem Kaliber über 14,7 mm sowie dafür besonders konstruierte Komponenten und zugehörige Munition 
(mit Ausnahme von schultergestützten Panzerabwehrraketenstartgeräten, beispielsweise Panzerfäusten oder leichten 
Panzerabwehrwaffen, Gewehrgranaten oder Granatenabschussgeräten);

3. Mörser mit einem Kaliber über 82 mm und zugehörige Munition;

4. Panzerabwehrlenkwaffen, einschließlich Panzerabwehrlenkflugkörpern (ATGM) sowie dafür besonders konstruierte 
Munition und Komponenten;

5. zur militärischen Verwendung besonders konstruierte oder geänderte Treibladungen und Vorrichtungen sowie Minen 
und damit zusammenhängendes Wehrmaterial;

6. Visiere mit Nachtsichtfähigkeit über der Generation 2;

7. zur militärischen Verwendung besonders konstruierte oder geänderte Luftfahrzeuge mit Starr-, Schwenk- oder 
Kippflügeln oder Kipprotoren;

8. zur militärischen Verwendung besonders konstruierte oder geänderte Wasserfahrzeuge und Amphibienfahrzeuge 
(‚Wasserfahrzeuge‘ umfasst alle Schiffe, Oberflächeneffektfahrzeuge, Wasserfahrzeuge mit geringer Wasserlinienfläche 
oder Tragflügelboote sowie den Schiffskörper oder einen Teil des Schiffskörpers);

9. unbemannte Kampfluftfahrzeuge (im Register der Vereinten Nationen für konventionelle Waffen in der Kategorie IV 
verzeichnet).“
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ANHANG II 

Folgender Anhang wird angefügt:

„ANHANG V

LISTE DER UNTER ARTIKEL 3 ABSATZ 2 BUCHSTABE b FALLENDEN GEGENSTÄNDE 

1. Alle Arten von Waffen mit einem Kaliber bis zu 14,7 mm und zugehörige Munition;

2. RPG-7 und rückstoßfreie Gewehre und zugehörige Munition;

3. Visiere mit Nachtsichtfähigkeit der Generation 2 oder darunter;

4. zur militärischen Verwendung besonders konstruierte oder geänderte Luftfahrzeuge mit Drehflügeln oder 
Hubschrauber;

5. hartballistische Körperpanzer-Schutzplatten, die einen ballistischen Schutz größer/gleich Stufe III (NIJ 0101.06 von 
Juli 2008) oder entsprechenden nationalen Anforderungen bewirken;

6. zur militärischen Verwendung besonders konstruierte oder geänderte Landfahrzeuge;

7. zur militärischen Verwendung besonders konstruierte oder geänderte Kommunikationsausrüstung.“
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VERORDNUNG (EU) 2023/155 DES RATES 

vom 23. Januar 2023

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 über die Anwendung bestimmter spezifischer 
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte natürliche oder juristische Personen, Organisationen 

oder Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestützt auf den Beschluss 2010/231/GASP des Rates vom 26. April 2010 über restriktive Maßnahmen gegen Somalia und 
zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2009/138/GASP (1),

auf gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 des Rates (2) werden die im Beschluss 2010/231/GASP des Rates 
vorgesehenen Maßnahmen umgesetzt.

(2) Am 17. November 2022 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN) die Resolution 2662 (2022) 
angenommen, mit der insbesondere die Benennungskriterien für die Bestimmung von Personen und 
Organisationen, gegen die restriktive Maßnahmen verhängt werden, erweitert werden.

(3) Mit dem Beschluss (GASP) 2023/160 des Rates (3) wurde der Beschluss 2010/231/GASP geändert, um den 
Änderungen der Resolution 2662 (2022) des VN-Sicherheitsrates Rechnung zu tragen.

(4) Da diese Maßnahmen in den Geltungsbereich des Vertrags fallen, ist für deren Durchführung eine Regelung auf 
Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung in allen Mitgliedstaaten sicherzustellen.

(5) Die Verordnung (EU) Nr. 356/2010 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 erhält folgende Fassung:

„(3) Anhang I enthält eine Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die vom 
Sicherheitsrat oder vom Sanktionsausschuss benannt worden sind, da diese

a) an Handlungen beteiligt sind oder Handlungen unterstützen, die den Frieden, die Sicherheit oder die Stabilität in Somalia 
bedrohen; dazu gehören unter anderem:

i) die Planung, Steuerung oder Begehung sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalthandlungen,

ii) Handlungen, die den Friedens- und Aussöhnungsprozess in Somalia bedrohen,

iii) Handlungen, die die Bundesregierung Somalias oder die Übergangsmission der Afrikanischen Union in Somalia 
(ATMIS) mit Gewalt bedrohen,

b) gegen das Waffenembargo oder das Verbot der Bereitstellung damit verbundener Hilfe oder die Beschränkungen des 
Weiterverkaufs und der Weitergabe von Waffen, die in Ziffer 34 der Resolution 2093 (2013) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen vorgesehen sind, verstoßen,

(1) ABl. L 105 vom 27.4.2010, S. 17.
(2) Verordnung (EU) Nr. 356/2010 des Rates vom 26. April 2010 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen 

gegen bestimmte natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia (ABl. L 105 
vom 27.4.2010, S. 1.).

(3) Beschluss (GASP) 2023/160 des Rates vom 23. Januar 2023 zur Änderung des Beschlusses 2010/231/GASP über restriktive 
Maßnahmen gegen Somalia (siehe Seite 22 dieses Amtsblatts).
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c) die Bereitstellung humanitärer Hilfe für Somalia oder den Zugang zu humanitärer Hilfe oder die Verteilung humanitärer 
Hilfsgüter in Somalia behindern,

d) politische oder militärische Führer sind, die unter Verstoß gegen das anwendbare Völkerrecht in Somalia Kinder in 
bewaffneten Konflikten einziehen oder einsetzen,

e) für Verstöße gegen das anwendbare Völkerrecht in Somalia verantwortlich sind, darunter gezielte Angriffe auf Zivilisten, 
insbesondere Kinder und Frauen, in bewaffneten Konflikten, einschließlich Tötung und Verstümmelung, sexueller und 
geschlechtsbezogener Gewalt, Angriffen auf Schulen und Krankenhäuser sowie Entführung und Vertreibung,

f) mit Al-Shabaab in Verbindung stehen beziehungsweise mit Handlungen und Tätigkeiten, die darauf hindeuten, dass eine 
Person oder Einrichtung mit Al-Shabaab in Verbindung steht, darunter:

i) Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von Handlungen oder 
Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen oder zur Unterstützung Al-Shabaabs,

ii) Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial an Al-Shabaab und

iii) Rekrutierung für Al-Shabaab oder die sonstige Unterstützung der Handlungen oder Aktivitäten von Al-Shabaab 
oder einer ihrer Zellen, Unterorganisationen, Splittergruppen oder Ableger.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 23. Januar 2023.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/156 DES RATES 

vom 23. Januar 2023

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 101/2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Tunesien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 101/2011 des Rates vom 4. Februar 2011 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Tunesien (1), insbesondere auf Artikel 12,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 4. Februar 2011 die Verordnung (EU) Nr. 101/2011 angenommen.

(2) Auf der Grundlage einer Überprüfung sollten in Anhang I dieser Verordnung die Begründungen und die Angaben 
zur Identifizierung für fünf Personen geändert und die Angaben zur Identifizierung für vier weitere Personen 
aktualisiert werden.

(3) Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 101/2011 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 101/2011 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 23. Januar 2023.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

(1) ABl. L 31 vom 5.2.2011, S. 1.
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ANHANG 

In Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 101/2011 erhalten die folgenden Einträge im Abschnitt „A. Liste der in Artikel 2 genannten Personen und Organisationen“ die Fassung der 
nachstehenden Einträge:

Name Angaben zur Identifizierung Gründe

„3. Moncef Ben Mohamed 
Ben Rhouma TRABELSI

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsort: Tunis, Tunesien
Geburtsdatum: 4. März 1944
Personalausweisnummer: 05000799
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Verstorben. 
Geschäftsführer eines Unternehmens, Sohn 
von Saida DHERIF, verheiratet mit Yamina 
SOUIEI

Die Aktivitäten der (verstorbenen) Person sind seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines 
gerichtlichen Verfahrens oder eines Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils im Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher 
Gelder durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den 
Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die 
Verwaltung zu schädigen, und der missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen 
Amtes in der Absicht, einer anderen Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.

9. Mohamed Naceur Ben 
Mohamed Ben Rhouma 
TRABELSI

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsort: Tunis, Tunesien
Geburtsdatum: 24. Juni 1948
Letzte bekannte Anschrift: Rue El Achfat 20 — 
Carthage — Tunis, Tunesien
Personalausweisnummer: 00104253
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Verstorben. 
Stellvertretender Geschäftsführer eines 
landwirtschaftlichen Unternehmens, Sohn 
von Saida DHERIF, verheiratet mit Nadia 
MAKNI

Die Aktivitäten der (verstorbenen) Person sind seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines 
gerichtlichen Verfahrens oder eines Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils im Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher 
Gelder durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den 
Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die 
Verwaltung zu schädigen, und der missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen 
Amtes in der Absicht, einer anderen Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.

12. Mohamed Adel Ben 
Mohamed Ben Rehouma 
TRABELSI

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsort: Tunis, Tunesien
Geburtsdatum: 26. April 1950
Personalausweisnummer: 00178522
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Verstorben. 
Geschäftsführer eines Unternehmens, Sohn 
von Saida DHERIF, verheiratet mit Souad BEN 
JEMIA

Die Aktivitäten der (verstorbenen) Person sind seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines 
gerichtlichen Verfahrens oder eines Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils im Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher 
Gelder durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den 
Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die 
Verwaltung zu schädigen, und der missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen 
Amtes in der Absicht, einer anderen Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.
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13. Mohamed Mourad Ben 
Mohamed Ben Rehouma 
TRABELSI

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsort: Tunis, Tunesien
Geburtsdatum: 25. September 1955
Letzte bekannte Anschrift: Rue Ibn Chabat 
20 — Salammbô — Carthage — Tunis, 
Tunesien
Personalausweisnummer: 05150331
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Verstorben. 
Generaldirektor eines Unternehmens, Sohn 
von Saida DHERIF, verheiratet mit Hela 
BELHAJ

Die Aktivitäten der (verstorbenen) Person sind seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines 
gerichtlichen Verfahrens oder eines Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils im Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher 
Gelder durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den 
Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die 
Verwaltung zu schädigen, und der missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen 
Amtes in der Absicht, einer anderen Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.

21. Houssem Ben Mohamed 
Naceur Ben Mohamed 
TRABELSI

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsdatum: 18. September 1976
Personalausweisnummer: 05412560
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Generaldirektor eines 
Unternehmens, Sohn von Najia JERIDI

Die Person ist seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens oder eines 
Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines rechtskräftigen Gerichtsurteils im 
Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher Gelder durch den Inhaber eines 
öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes in 
der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die Verwaltung zu schädigen, und der 
missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, einer anderen 
Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.

35. Slaheddine Ben Haj 
Hamda Ben Haj Hassen 
BEN ALI

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsdatum: 28. Oktober 1938
Personalausweisnummer: 02810614
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Verstorben. Sohn von 
Selma HASSEN, Witwer von Selma 
MANSOUR

Die Aktivitäten der (verstorbenen) Person sind seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines 
gerichtlichen Verfahrens oder eines Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils im Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher 
Gelder durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den 
Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die 
Verwaltung zu schädigen, und der missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen 
Amtes in der Absicht, einer anderen Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.
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42. Ghazoua Bent Hamed 
Ben Taher BOUAOUINA

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsort: Monastir
Geburtsdatum: 30. August 1982
Personalausweisnummer: 08434380
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: weiblich
Weitere Angaben: Tochter von Hayet BEN ALI, 
verheiratet mit Badreddine BENNOUR

Die Person ist seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens oder eines 
Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines rechtskräftigen Gerichtsurteils im 
Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher Gelder durch den Inhaber eines 
öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes in 
der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die Verwaltung zu schädigen, und der 
missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, einer anderen 
Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen; ferner steht sie in Verbindung mit Hayet Ben Ali 
(Nummer 33).

46. Mehdi Ben Tijani Ben Haj 
Hamda Ben Haj Hassen 
BEN ALI

Staatsangehörigkeit: tunesisch, französisch
Geburtsort: Paris, Frankreich
Geburtsdatum: 27. Oktober 1966
Personalausweisnummer: 05515496
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Verstorben. Direktor eines 
Unternehmens, Sohn von Paulette HAZAT

Die Aktivitäten der (verstorbenen) Person sind seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines 
gerichtlichen Verfahrens oder eines Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils im Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher 
Gelder durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den 
Inhaber eines öffentlichen Amtes, den ehemaligen Präsidenten Ben Ali, in der Absicht, Dritten 
ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die Verwaltung zu schädigen, und der missbräuchlichen 
Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, einer anderen Person unmittelbar 
oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.

48. Sofiene Ben Habib Ben 
Haj Hamda BEN ALI

Staatsangehörigkeit: tunesisch
Geburtsort: Tunis, Tunesien
Geburtsdatum: 28. August 1974
Letzte bekannte Anschrift: Rue Ali Zlitni 23 — 
El Manar 2 — Tunis, Tunesien
Personalausweisnummer: 04622472
Ausstellender Staat: Tunesien
Geschlecht: männlich
Weitere Angaben: Verstorben, 
Kaufmännischer Direktor, Sohn von Leila 
DEROUICHE

Die Aktivitäten der (verstorbenen) Person sind seitens der tunesischen Behörden Gegenstand eines 
gerichtlichen Verfahrens oder eines Verfahrens zur Rückführung von Vermögenswerten infolge eines 
rechtskräftigen Gerichtsurteils im Zusammenhang mit der Mittäterschaft bei der Veruntreuung staatlicher 
Gelder durch den Inhaber eines öffentlichen Amtes, der Mittäterschaft beim Amtsmissbrauch durch den 
Inhaber eines öffentlichen Amtes in der Absicht, Dritten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen und die 
Verwaltung zu schädigen, und der missbräuchlichen Einflussnahme auf den Inhaber eines öffentlichen 
Amtes in der Absicht, einer anderen Person unmittelbar oder mittelbar Vorteile zu verschaffen.“
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